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Gemeinde Apen  

12. Änderung des Flächennutzungsplanes  

Abwägung der Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  

gemäß § 4 (1) BauGB und zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB 

Stand April 2019 
 

Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Ammerland  
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede  

25.06.2018 

Gegen die vorgenannte 12. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Apen bestehen keine Bedenken. 

Hinsichtlich des Hochwasserschutzes ist jedoch noch folgender 
Hinweis aufzunehmen: 

Gemäß § 5 Absatz 4 a Satz 2 BauGB werden die Flächen im 
Planbereich als Risikogebiet im Sinne des § 73 Absatz 1 Satz 1 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vermerkt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Anregung wird beachtet, der Hinweis wird in die Planunterlagen aufgenommen. 

  Hinsichtlich der Bekanntmachung zur 12. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes empfehle ich zur besseren Verständlich-
keit für das nachfolgende öffentliche Auslegungsverfahren 
einen Hinweis auf das landwirtschaftliche Immissionsgutachten 
aufzunehmen, um hier entsprechende Klarheit bezüglich des 
beigefügten Gutachtens zu schaffen. 

Die Anregung wird beachtet. 

  Abschließend wird auf die unter Umständen erforderliche Erwei-
terung des Geltungsbereiches der 12. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes bezüglich des Flurstückes 64/2 der Flur 29 
verwiesen. 

Der Hinweis wird beachtet; das Flurstück wird in den Änderungsbereich mit aufge-
nommen. Hierzu wurde ein erneuter Auslegungsbeschluss gefasst. 
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Nr. 
Träger öffentlicher 

Belange 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 

2 Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen  
Bezirksstelle OL-Nord  
Im Dreieck 12 
26127 Oldenburg  

Mit der 12 Änderung des Flächennutzungsplanes sollen die 
Voraussetzungen geschaffen werden, um vorhandene Nutzun-
gen der in Ortschaft Tange befindlichen Diskothek planungs-
rechtlich abzusichern. Westlich des Geltungsbereiches ist die 
Hofstelle Frank Caspers, Tanger Hauptstraße 44, 26689 Apen, 
vorhanden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 12.06.2018 Nordwestlich des Plangebietes befindet sich ein von der Hof-
stelle Caspers ausgelagerter Boxenlaufstall. Im Umfeld des 
Plangebietes sind weitere landwirtschaftliche Betriebe mit Tier-
haltung vorzufinden, die eine relevante Geruchsvorbelastung 
darstellen. Die im Plangebiet zu erwartende Geruchsimmissi-
onssituation wurde von der Landwirtschaftskammer Nieder-
sachsen mittels Ausbreitungsrechnung beurteilt. 

 

  Aus immissionsschutzfachlicher Sicht (Geruch) und allgemeiner 
landwirtschaftlicher Sicht bestehen gegen die 12. Änderung des 
Flächennutzungsplanes keine Bedenken. 

 

3 Verkehrsverbund Bre-
men/Niedersachsen  
Am Wall 165-167 
28195 Bremen  

21.06.2018  

Wir haben grundsätzlich keine Bedenken bezüglich der oben 
genannten Planung. 

Wir begrüßen, dass Aussagen zum öffentlichen Personennah-
verkehr in der Begründung enthalten sind. 

Der Sachverhalt ist mit dem Landkreis Ammerland und dem 
Zweckverband Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen 
(ZVBN) abgestimmt. Dieses Schreiben gilt in Bezug auf den 
öffentlichen Personennahverkehr als gemeinsame Stellung-
nahme. Die beiden Stellen erhalten jeweils eine Kopie des 
Schreibens. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Träger öffentlicher 
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Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

4 LGLN 
Regionaldirektion Ha-
meln-Hannover  
Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst  
Marienstraße 34 
30171 Hannover  

14.06.2018  

Sie haben im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens oder einer 
vergleichbaren Planung das Landesamt für Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion 
Hameln-Hannover (Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD)) als 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) 
beteiligt. Meine Ausführungen hierzu entnehmen Sie bitte der 
Rückseite; diese Stellungnahme ergeht kostenfrei. 

Sofern in meinen anliegenden Ausführungen eine weitere Ge-
fahrenerforschung empfohlen wird, mache ich darauf aufmerk-
sam, dass die Gemeinden als Behörden der Gefahrenabwehr 
auch für die Maßnahmen der Gefahrenerforschung zuständig 
sind. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  Eine Maßnahme der Gefahrenerforschung kann eine histori-
sche Erkundung sein, bei der alliierte Kriegsluftbilder für die 
Ermittlung von Kriegseinwirkungen durch Abwurfmunition aus-
gewertet werden (Luftbildauswertung). Der KBD hat nicht die 
Aufgabe, alliierte Luftbilder zu Zwecken der Bauleitplanung 
oder des Bauordnungsrechts kostenfrei auszuwerten, die Luft-
bildauswertung ist vielmehr gem. § 6 Niedersächsisches Um-
weltinformationsgesetz (NUIG) in Verbindung mit § 2 Abs. 3 
Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) auch 
für Behörden kostenpflichtig. 

 

  Sofern eine solche kostenpflichtige Luftbildauswertung durch-
geführt werden soll, bitte ich um entsprechende schriftliche 
Auftragserteilung. Es kann nicht unterstellt werden, dass keine 
Kampfmittelbelastung im Plangebiet vorliegt. 

Eine Luftbildauswertung wird aufgrund der bereits vorhandenen Siedlungsentwick-
lung nicht für erforderlich gehalten. Zudem liegen keine Hinweise auf einen 
Kampfmittelverdacht vor. 

5 OOWV 
Georgstraße 4 
26919 Brake  

14.06.2018  

Wir haben von der oben genannten Flächennutzungsplanände-
rung der Gemeinde Apen Kenntnis genommen. 

Sofern sichergestellt ist, dass durch die geplante Änderung die 
Versorgungsanlagen des OOWV weder freigelegt, überbaut, 
bepflanzt noch sonst in ihrer Funktion gestört werden, haben 
wir keine Bedenken. Inwieweit das vorhandene Versorgungs-
netz einer Erweiterung bedarf, bleibt vorbehalten. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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 Fortsetzung OOWV Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Las-
ten des Veranlassers oder nach den Kostenregelungen beste-
hender Verträge durchgeführt werden. 

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsanlagen in 
dem anliegenden Lageplan ist unmaßstäblich. Die genaue Lage 
der Leitungen gibt Ihnen der Dienststellenleiter Herr Kaper von 
unserer Betriebsstelle in Westerstede, Tel: 04488 / 845211, in 
der Örtlichkeit an. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  

 

Die Anlage wird beachtet. 
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6 Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover  

18.06.2018 

Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtschaft/Bodenschutz wird 
zu o.g. Vorhaben wie folgt Stellung genommen: 

Der Schutzgegenstand des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) ist nicht der Boden, sondern seine Bodenfunktio-
nen. Demnach gilt es laut § 1 BBodSchG Funktionsbeeinträch-
tigungen der natürlichen Bodenfunktionen und der Archivfunkti-
onen bei Einwirkungen zu vermeiden. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der überwiegende Teil des Geltungsbe-
reiches ist bereits versiegelt oder geschottert. Auf diesen Flächen sind die Boden-
funktionen bereits stark eingeschränkt. Auch die bislang nicht versiegelten Flächen 
im östlichen Teil des Geltungsbereiches sind durch die bestehende Nutzung (Be-
darfsparkplatz) und vormalige Nutzung als Baumschule bereits stark überformt. 

  Zur fachgerechten Berücksichtigung des Schutzguts Boden 
sollte dieses im Umweltbericht ausführlich beschrieben und 
eine zusammenfassende Bodenfunktionsbewertung vorge-
nommen werden. Analog gibt das Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) eine funktionale Betrachtungsweise des Bodens 
vor (vgl. § 2 BBodSchG). 

Die Hinweise werden beachtet und der Anregung wird z. T. gefolgt. Der Umweltbe-
richt wird um die Informationen zur Bodenfruchtbarkeit sowie zu der Gefährdung 
der Bodenfunktionen durch Bodenverdichtung ergänzt. Die (besonderen) Boden-
funktionen (z. B. Archivfunktion) werden über die besonders schutzwürdigen Böden 
berücksichtigt. 

  Wir empfehlen - ergänzend zur Beschreibung und Funktions-
bewertung - die Darstellung der für den Bodenschutz relevan-
ten Ziele der übergeordneten Planungsgrundlagen, die Ermitt-
lung und Bewertung möglicher Auswirkungen des Vorhabens, 
die Berücksichtigung der Alternativen der Planung und die 
Beachtung des Einflusses von Vermeidungs-, Verminderungs- 
und Überwachungsmaßnahmen in der Bau- und Betriebsphase. 

 

  Genauere Hinweise zum Umfang und Detaillierungsgrad der 
Belange des Bodenschutzes liefert der Leitfaden „Bodenschutz 
in der Umweltprüfung nach BauGB - Leitfaden für die Praxis der 
Bodenschutzbehörden in der Bauleitplanung" (http://www.labo-
deutschland.de/documents/umweltpruefung 494.pdf). 

 

  Wir empfehlen zudem im Bereich von Parkplätzen o.ä. auf eine 
Vollversiegelung zu verzichten und beispielsweise wasser-
durchlässige Materialien zu verwenden (Schotterrasen, Rasen-
gittersteine etc.), um einige Bodenfunktion eingeschränkt erhal-
ten zu können. 

Die Empfehlung wird in den Umweltbericht als Vermeidungsmaßnahme aufge-
nommen. 

  Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses 
bestehen unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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7 EWE NETZ GmbH  
Zum Stadtpark 2 
26655 Westerstede  

13.06.2018 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger 
öffentlicher Belange. 

Die Aufstellung oder Veränderung von Leitplanungen kollidiert 
in der Regel nicht mit unserem Interesse an einer Bestands-
wahrung für unsere Leitungen und Anlagen. Sollte sich hieraus 
im nachgelagerten Prozess die Notwendigkeit einer Anpassung 
unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuher-
stellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder ande-
rer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen 
Vorgaben, die anerkannten Regeln der Technik sowie die Pla-
nungsgrundsätze der EWE NETZ GmbH gelten. Gleiches gilt 
auch für die Neuherstellung, z.B. Bereitstellung eines Stations-
stellplatzes. Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbei-
ten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der 
EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträ-
ger und die EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende 
Kostentragung vertraglich geregelt. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

  Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder An-
regungen vorzubringen. 

 

  Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. 

 

  Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern 
sich dabei. Dies kann im betreffenden Planbereich über die 
Laufzeit Ihres Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu 
berücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand fuhren. Wir 
freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über 
unser modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung 
stellen zu können - damit es nicht zu Entscheidungen auf 
Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie 
sich deshalb gern jederzeit über die genaue Art und Lage unse-
rer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere Internetseite 

 

  https://www.ewe-
netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen. 

 

  Zur effizienten Bearbeitung von Anfragen und Stellungnahmen 
bauen wir unsere elektronischen Schnittstellen kontinuierlich 
aus. Bitte schicken Sie uns Ihre Anfragen und Mitteilungen 
zukünftig an unser Postfach info@ewe-netz.de. 

Die Hinweise werden beachtet. 
 

  Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpart-
ner Herrn Röttgers unter der folgenden Rufnummer: 04451-
8032248. 
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8 Amt für regionale Lan-
desentwicklung Weser-
Ems  
Markt 15/16 
26122 Oldenburg  

08.06.2018  

Die Flurstücke liegen im Flurbereinigungsverfahren Tange, sind 
aber von den Maßnahmen des Wege-und Gewässerplanes 
(Plan nach § 41 FlurbG) nicht betroffen. Im Verfahren wurde 
eine Neuvermessung durchgeführt. Flurstücksgrenzen, -
bezeichnungen und Flächengrößen können sich dadurch än-
dern. Aus flurbereinigungstechnischer Sicht bestehen keine 
Bedenken. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

9 Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen 
der Bundeswehr  
Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn  

07.06.2018 

Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher be-
schriebene Planung werden Belange der Bundeswehr berührt, 
jedoch nicht beeinträchtigt. Vorbehaltlich einer gleichbleibenden 
Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der 
Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass sich das Plangebiet im Inte-
ressenbereich der militärischen LV-Radaranlage Brockzetel 
befindet. Bauliche Anlagen - einschl. untergeordneter Gebäude-
teile - eine Höhe von 30 m über Grund - hier wie von Ihnen 
angegeben max. 12 m über Grund - nicht überschreiten. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

  
 

Keine Anregungen und Bedenken hatten:  
 
1. Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Oldenburg, Schreiben vom 14.06.2018  
2. TenneT TSO GmbH, Schreiben vom 11.06.2018  
3. Wintershall Holding GmbH, Schreiben vom 18.06.2018  
4. Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH, Schreiben vom 25.06.2018 
5. Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 26.06.2018  
6. Gascade, Schreiben vom 28.06.2018 
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Nr. 
Private  

Einwender/in 
Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 
Es wurden keine Stellungnahmen von privater Seite abgegeben. 


